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Thema: Insolvenz und Sanierung

Prof. Dr. Erika Raab

Klinik-Sanierung in Zeiten des 
Strukturwandels
Potenziale und Herausforderungen

Die finanzielle Lage deutscher Kranken­
häuser ist zunehmend angespannt, der 
überwiegende Großteil der Krankenhäu­
ser in Deutschland schreibt rote Zahlen. 
Diese Entwicklung zwingt so viele Häu­
ser wie nie in Restrukturierungsverfah­
ren. Der Reformbedarf liegt auf der 
Hand. Doch können die aktuellen Pläne 
des Bundesgesundheitsministeriums mit 
einer Abrechnungsanpassung auf 40 % 
Vorhaltebudget und 60 % Fallpauscha­
len die Lösung sein? Die großteilige Bei­
behaltung der DRG-Fallpauschalen er­
hält den betriebswirtschaftlichen Kon­
kurrenzdruck.
Die Entwürfe zur Vorhaltepauschale sind 
unzureichend, um wirtschaftliche Ent­
lastung zu schaffen. Die von Gesund­
heitsminister Karl Lauterbach als Ent­
ökonomisierung des Krankenhaussys­
tems bezeichneten Pläne stellen sich bei 
näherer Betrachtung als Augenwischerei 
dar. Aktuelle Untersuchungen des Kran­
kenhaus-Datenanalyseunternehmens Ve­
beto zeigen, dass das Regierungsvorha­
ben seine Pläne weit verfehlt. Die Re­
form konzentriert sich eher auf die 
Vergütung als auf die notwendige Finan­
zierung. Es besteht die Notwendigkeit 
einer effektiven Übergangslösung, insbe­
sondere angesichts der aktuellen He­
rausforderungen wie Inflation, Energie­
krise und Preissteigerungen. Entwick­
lungen, die ein bereits seit langem nicht 
auskömmlich refinanziertes System an 
die Grenzen seiner Funktionsfähigkeit 
bringt.
Um sich nach Möglichkeit auf die wach­
senden Herausforderungen im Gesund­
heitssektor vorbereiten zu können, wäh­
len Kliniken den Weg über rechtliche 
Sanierungsverfahren. Wer die Vorausset­
zungen einer positiven Fortführungs­
prognose erfüllt, kann dabei die Wahl 
des sogenannten Eigenverwaltungsver­

fahrens treffen – ein privilegiertes Instru­
ment des Insolvenzrechts, das eine Sa­
nierung während des laufenden Ge­
schäftsbetriebs bietet.
Die Erfahrung zeigt, dass durch die 
Eigenverwaltung eine Neuaufstellung in 
vergleichsweise kurzer Zeit erreicht wer­
den kann und Gestaltungsspielraum 
gibt, um den Grundstein für die Verfol­
gung des eigenen Zukunftskonzepts zu 
legen.

Verfahren in Eigenverwaltung 
als Chance
Im Jahr 2019 wurde ich zur Geschäfts­
führerin an die südhessische Kreisklinik 
Groß-Gerau bestellt, um das Haus zu sa­
nieren. Auf Grundlage einer aufgestell­
ten Potenzialanalyse war klar: Ein „Wei­
ter so“ des stark defizitären Hauses war 
mit Blick auf das durch den Landkreis 
als Träger zu stemmende Minus keine 
Option. Eine Schließung wäre für den 
Landkreis sogar finanziell überhaupt 
nicht zu stemmen gewesen. Eine Per­
spektive für das Haus, die Mitarbeiter 
und die in der ländlichen Versorgungs­
struktur auf das Haus angewiesenen Pa­
tienten bot der Gang in das Eigenverwal­
tungsverfahren.
Die Eigenverwaltung, eine in der Insol­
venzordnung festgelegte Verfahrenswei­
se, ermöglicht es einem Schuldner, die 
Kontrolle über das Unternehmen auch 
während eines Insolvenzverfahrens zu 
bewahren und eigenständig Sanierungs­
maßnahmen zu ergreifen. Ein gerichtlich 
ernannter Sachwalter überwacht dabei 
die korrekte Verwaltung des schuldne­
rischen Vermögens. Als weiteres Kon­
trollorgan wird ein Gläubigerausschuss 
eingesetzt, der über Abstimmungsent­
scheidungen zu Liquiditätsplanungen 
und Kostenaufstellungen Einfluss auf die 
Verfahrensstrategie nimmt.

Diese Verfahrensform ist bei Kranken­
hausinsolvenzen von großem Vorteil, da 
sie gegenüber allen Beteiligten, ein­
schließlich der Öffentlichkeit, durch das 
Wirken der beschriebenen Organe das 
Vertrauen des Gerichts in die ordnungs­
gemäße Fortführung des Krankenhauses 
demonstriert. Entscheidend für den Sa­
nierungserfolg ist zudem das Vertrauen 
der gesetzlichen Krankenkassen, der 
Deutschen Rentenversicherung und nie­
dergelassener Ärzte in den Sanierungs­
prozess, verbunden mit der kontinuier­
lichen Patientenzuweisung. Dies wird 
durch die Beibehaltung bekannter An­
sprechpartner im Rahmen der vorläu­
figen Eigenverwaltung gefördert, die 
weiterhin wichtige Entscheidungen tref­
fen.
Das Eigenverwaltungsverfahren zielt 
rechtlich, wie jedes Insolvenzverfahren, 
auf die maximale Gläubigerbefriedigung 
ab. Oft wird ein Investorenprozess zur 
externen Finanzierung eingeleitet, wobei 
potenzielle Investoren die Krankenhaus­
finanzen prüfen und Übernahmekon­
zepte vorlegen. Eine Fortführung durch 
die Geschäftsführung erfordert einen 
überzeugenden Sanierungsplan mit 
einer höheren Gläubigerbefriedigungs­
quote als Alternativen. Ein schlüssiges 
und eine wirtschaftlich tragfähige Zu­
kunft in Aussicht stellendes Konzept 
fließt in den sogenannten Insolvenzplan, 
über welchen dann zum Verfahrensende 
die Gläubiger abstimmen und der dann 
final vom Gericht beschlossen wird.
In dem von mir an der Kreisklinik durch­
geführten Verfahren bildete die ausgear­
beitete Modell-Strategie eines Intersek­
toralen Versorgungszentrums für den 
Standort die Grundlage für dieses Sanie­
rungskonzept.
Als Intersektionales Versorgungszen­
trum (IVZ) sollte für die Kreisklinik 
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Groß-Gerau ein Ansatz geschaffen wer­
den, der gestufte Versorgungsketten als 
strukturpolitisches Instrument nutzt. Die 
Überwindung von Sektorengrenzen ist 
als Schlüsselelement gerade in länd­
lichen Regionen geeignet, unter wach­
senden Herausforderungen wie Fach­
kräftemangel und Demografiewandel 
eine sichere Versorgungsstruktur zu ge­
währleisten. Sie sind ausgerichtet auf 
das Patientenwohl und spielen eine ent­
scheidende Rolle beim Schließen von 
Versorgungslücken. Durch Synergieef­
fekte aus Kooperationen zwischen ver­
schiedenen Gesundheitssektoren sind 
sie flexibel und bedarfsorientiert plan­
bar. Durch die an der Kreisklinik Groß-
Gerau verfolgte Campus-Lösung mit 
mehreren unabhängigen, aber gemein­
sam unter einem Dach verschmolzenen 
und verwalteten Behandlungsmöglich­
keiten soll der Patient umfassende 
Therapieangebote erhalten und den ge­
samten Krankheitsverlauf, von Diagnose 
bis Nachversorgung, zentral an einem 
Ort erhalten. Für Ärzte und Pflegekräfte 
sieht das Modell einen geringeren Ver­
waltungs- und Bürokratieaufwand vor, 
dafür eine engere Vernetzung von Fach­
abteilungen und flexibel an dem Bedarf 
orientierten Einsatzgebieten – ein insbe­
sondere auch auf die Aus- und Weiterbil­
dung von Nachwuchstalenten gerichte­
ter Aspekt.
Die hohe Akzeptanz des ärztlichen und 
pflegerischen Personals in Intersektora­
len Versorgungszentren resultiert aus 
dem patientenorientierten Leitbild. Seit 
Umsetzung und Aufbau der Kreisklinik 
hin zum Intersektoralen Versorgungs­
zentrum konnten sowohl im ärztlichen 
als auch im pflegerischen Bereich und in 
den Funktionsdiensten über die Land­
kreis- und sogar Bundeslandgrenzen 
hinweg neue Mitarbeiter durch Beschrei­
bung des Modells gewonnen werden.
Obwohl das grundsätzliche Strukturmo­
dell auch politische Anerkennung gefun­
den hat, etwa durch Aufnahme der inter­
sektoralen Versorgungsidee im länd­
lichen Raum, bleibt jedoch das Finanzie­
rungsgerüst des Modells aus.
Die derzeitige – und auch die aktuell von 
Gesundheitsminister Lauterbach ge­

plante – Krankenhausfinanzierung sieht 
keine Finanzierung über die Sektoren­
grenzen hinweg vor. Bildlich gespro­
chen: Eine intersektorale Versorgung in 
einem Gesundheitszentrum ist im über­
tragenen Sinne vergleichbar mit einem 
Supermarktangebot – ein Laden, viele 
Angebote, eine Kasse – so die Idee. Die 
derzeitige Realität sieht jedoch bestehen­
de Ansätze nur als Campuslösung in 
Form einer Einkaufspassage mit ver­
schiedenen Läden, eigenen „Öffnungs­
zeiten“ und spezieller personeller Aus­
stattung. Zugangs-, Abrechnungs- und 
Kontrollfunktionen unterliegen weiter­
hin der Sektorentrennung. Auch die Zu­
ordnung des Personals muss im Rahmen 
der jeweiligen Personalvorgaben für je­
den Sektor einzeln nachgewiesen wer­
den. Globalbudgets oder Capitation Mo­
delle zur Finanzierung des intersekto­
ralen Versorgungszentrums sind in wei­
ter Ferne.
Insofern verblieb in Bezug auf das Pra­
xisbeispiel der Kreisklinik Groß-Gerau 
zunächst im Rahmen der Sanierungsan­
sätze im Insolvenzverfahren nur die An­
wendung bestehender traditioneller 
Controllinginstrumente und Manage­
mentwerkzeuge des Krankenhaussek­
tors. Der angedachte dreiteilige Prozess 
–	 Sanierung
–	 Transformation in ein Campusversor­

gungsmodell mit 
–	 mögliche Transformation in ein 

„echtes“ intersektorales Versorgungs­
zentrum 

konnte bislang bis zur zweiten Transfor­
mationsstufe umgesetzt werden. Für den 
dritten Teil fehlt es an der Aufhebung der 
Sektorengrenzen mit entsprechenden Fi­
nanzierungsmodellen.
Grundsätzlich bedarf es jedoch zur Pla­
nung eines intersektoralen Versorgungs­
modells einer sektorübergreifenden Be­
darfsanalyse.
Neben der Inanspruchnahme der Basis­
notfallversorgung im ländlichen Raum, 
der Ermittlung der Verlängerung von 
Rettungswegen als auch der Nachsorge­
angebote wurden ambulante, stationäre 
als auch pflegerische Versorgungsbedar­
fe analysiert, welche in die Portfolioer­
stellung einer stationären Basisversor­

gung einflossen. Konsequent erfolgte die 
Ausrichtung auf eine Grundversorgung 
mit stationären Elementen, da die Be­
dürfnisse besonders für hochbetagte in­
ternistische Patienten mit Patientenver­
fügungen einen großen Anteil am Kran­
kenhausgeschehen haben. Elemente des 
Entlass- und Verlegungsmanagements 
wurden gestärkt, ebenso die Integration 
ambulanter Angebote. Im Rahmen der 
Errichtung einer Hybridstation erfolgte 
eine umfassende Ausrichtung auf eine 
proaktive Fallsteuerung (u. a. ambulante 
Operationen, Kurzlieger, stationäre Ver­
sorgung), welche aktuell mit der Integra­
tion von Hybrid-DRG einen weiteren Im­
puls erhalten hat.
Zuletzt die Covid-19-Pandemie hat die 
Notwendigkeit einer effizienten und fle­
xiblen Gesundheitsversorgung, beson­
ders in ländlichen Gebieten, verdeut­
licht. Intersektionale Gesundheitszen­
tren bieten Lösungen für die Herausfor­
derungen der Sektoralisierung in der 
ambulanten und stationären Versorgung. 
Im Bereich des Controllings ist eine 
durchgängige Kostenstellen- und Kosten­
trägerrechnung wesentlich, um eine ver­
ursachungsgerechte Zuordnung von di­
rekten Kosten und Gemeinkosten zu ge­
währleisten.
Das Modell eines Intersektoralen Ge­
sundheitszentrums mit einem Global­
budget adressiert somit effektiv die He­
rausforderungen der Finanzierung, die 
durch die sektorale Trennung entstanden 
sind. Dieses Modell bietet eine umfas­
sende und zukunftsfähige Lösung für die 
sich wandelnden Anforderungen im Ge­
sundheitswesen.
Die Bundesregierung hat mit einer Kran­
kenhausreform die Chance, entspre­
chende Projekte zu fördern, indem sie 
eine Gestaltungsfreiheit belässt, die letzt­
endlich durch individuell auf die vorlie­
genden Versorgungsbedürfnisse ausge­
richtete Modelle das Wohl und die Si­
cherheit von Patienten nachhaltig si­
chern und dem Fachkräftemangel 
entgegenwirken kann.
Die angespannte Finanzlage deutscher 
Krankenhäuser, insbesondere in länd­
lichen Regionen, hat 2023 ihren Höhe­
punkt erreicht, mit einer Insolvenzrate 
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von über 75  %. Trotz der komplexen 
Herausforderungen durch Inflation und 
Fachkräftemangel eröffnet die Insolvenz 
Chancen für eine strategische Neuaus­
richtung. Die aktuellen Reformpläne 
greifen zu kurz, da sie zentrale Probleme 
wie Finanzierungslücken und Wettbe­
werbsdruck nicht adressieren.

Sanierungsverfahren bieten Kranken­
häusern die Gelegenheit, sich zukunfts­
orientiert und innovativ neu aufzustel­
len. Allerdings bedarf es schnellstmög­
lich eines politischen Rahmens, der die 
Sanierungsbemühungen stützt und nicht 
durch neue Herausforderungen blo­
ckiert. 

Anschrift der Verfasserin
Prof. Dr. Erika Raab, Geschäftsführerin 
der Kreisklinik Groß-Gerau GmbH, Vor-
standsvorsitzende der deutschen Ge-
sellschaft für Medizincontrolling� n

G-BA empfiehlt Ersteinschätzung 
mit SmED
In steigendem Maße wenden sich auch Versicherte mit 
nicht dringlichem oder weniger schwerwiegendem Behand­
lungsbedarf an Notaufnahmen in Krankenhäusern. Das IT-
Programm SmED (Strukturierte medizinische Ersteinschät­
zung in Deutschland) soll in der Ersteinschätzung im 
Notfall Dringlichkeit und konkreten Behandlungsbedarf 
anzeigen. Ein vom Innovationsausschuss beim Gemein­
samen  Bundesausschuss (G-BA) gefördertes Versorgungs­
forschungsprojekt hat das webbasierte Tool im Rahmen 
eines strukturierten Ersteinschätzungsverfahrens erprobt. 
Die eigens zu diesem Zweck konzipierte Software SmED 
wird den Anforderungen offenbar gerecht.
Passend zu den Plänen der geplanten Notfallreform hat der 
Gemeinsame Bundesausschuss am 19. Januar eine Empfeh­
lung für das Innovationsfondsprojekt DEMAND zur stan­
dardisierten Ersteinschätzung beschlossen. Die Projekter­
gebnisse sollen nun dem BMG mit der Bitte zugeleitet wer­
den, sie „bei der Neuordnung der Notfallversorgung zu be­
rücksichtigen, heißt es im Beschluss.
Das Projekt DEMAND hat ein standardisiertes Ersteinschät­
zungsverfahren unter Einsatz des Tools SmED erprobt. Das 
Fachpersonal in den Kontaktstellen (Notdienstpraxen, Ruf­
nummer 166117, Gemeinsame Tresen der KVen) wird dabei 
unterstützt, die Hilfesuchenden bedarfsgerecht beispiels­
weise dem Rettungsdienst, einer ambulanten Behandlung 
oder telefonischen ärztlichen Beratung zuzuteilen.
Die Analyse der Krankenkassendaten habe gezeigt, dass bei 
Anwendung der strukturierten Ersteinschätzung weniger 

Versicherte die stationären Notaufnahmen aufgesucht ha­
ben, sondern ambulant versorgt werden konnten. Die 
Prozessevaluation ergab zwar auch, dass die im Projekt 
DEMAND erprobte Vorgehensweise nicht bei allen Patien­
tinnen und Patienten anwendbar war und SmED die Dring­
lichkeit einer medizinischen Behandlung insgesamt höher 
einschätzte als die Anwendenden: Dennoch scheine das 
Verfahren eine Option für eine strukturierte Ersteinschät­
zung zu sein. Aus den Unterschieden zwischen den KVen 
hinsichtlich der Auswirkungen des Verfahrens könnten 
möglicherweise Best Practice-Erkenntnisse zur Umsetzung 
gewonnen werden. Deshalb werden die Ergebnisse vom In­
novationsausschuss mit der Bitte um Berücksichtigung an 
verschiedene Akteure weitergeleitet.
Die Daten der Krankenkassen hätten „durchweg statistisch 
signifikante Ergebnisse zugunsten der Intervention“ ge­
zeigt, so der Bericht. Mit unterschiedlicher statistischer Si­
gnifikanz sei die Fallbewertung mittels SmED auf beiden 
Kontaktschienen (Anruf und Tresen) unter anderem auch 
„mit einer geringeren Mortalität assoziiert“.
Allerdings habe sich auch gezeigt, heißt es weiter, dass sich 
die strukturierte Ersteinschätzung nicht bei allen Patienten 
habe anwenden lassen und dass die Software die Dringlich­
keit einer medizinischen Behandlung insgesamt höher ein­
schätzte als die Anwendenden. Trotz dieser Schwächen, so 
das Fazit des G-BA, „scheint das Verfahren eine Option für 
eine strukturierte Ersteinschätzung zu sein“.� n


